
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
liebe Kolleginnen und Kollegen im Ausschuss, 
 
die Gliederungen und Gesellschaften der Arbeiterwohlfahrt in Bayern stellen 
mit rund 3.000 teilstationären und stationären Plätzen einen Großteil der 
landesweiten Versorgung von Menschen mit seelischer Behinderung in der 
Eingliederungshilfe bereit.  
 
Im Rahmen dieser Aufgabenwahrnehmung weisen wir seit geraumer Zeit 
immer wieder auf eine Problemlage hin, die wir auch im Rahmen der 
Konzeption der Anhörung „Konversion von Komplexeinrichtungen“ im 
Ausschuss für Arbeit und Soziales, Jugend und Familie leider wiederum nicht 
ausreichend berücksichtigt sehen.  
 
In der uns vorliegenden Entwurfsfassung der Förderrichtlinie zur Konversion 
sind Einrichtungen, die Menschen mit seelischer Behinderung betreuen von 
der Förderung ausgeschlossen. Wir haben dies bereits in den Gesprächen 
im Vorfeld immer wieder thematisiert und um Aufnahme des 
Personenkreises gebeten – bislang ohne Berücksichtigung zu finden. 
 
Zutreffend ist, dass aufgrund der weiteren Förderkriterien (bspw. mind. 100 
Bewohner*innen am Standort) überhaupt nur bestimmte Einrichtungen für 
Menschen mit seelischer Behinderung Anspruch auf diese Mittel hätten. 
Umso unverständlicher ist uns der Ausschluss dieses Personenkreises. 
Aussagen, dass es in diesem Bereich kaum stationäre Plätze und 
Einrichtungen gäbe, diese alle bereits „ambulantisiert“ wären, treffen bei 
weitem nicht zu. Wir erleben aktuell eine gegenteilige Entwicklung: es 
besteht ein hoher Bedarf an Plätzen im gemeinschaftlichen Wohnen (ehem. 
stationär) für Menschen mit seelischer Behinderung. Es gibt vermehrt 
Anfragen der Kostenträger der Eingliederungshilfe in unterschiedlichen 
Bezirken, mehr (stationäre) Wohnplätze für diesen Personenkreis zu 
schaffen. Hier möchten wir auf eine weiter Problemstellung hinweisen, die 
sich wiederrum auf das Thema Konversion auswirkt. 
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Einrichtungen der Eingliederungshilfe für Menschen mit seelischer 
Behinderung sind von sämtlichen staatlichen Investitionskostenfördermitteln 
ausgeschlossen. Dies führt bei der Schaffung neuer (stationärer) 
Wohnplätze für diesen Personenkreis dazu, dass aus ökonomischen 
Gründen Einrichtungen mit Platzzahlen weit über 24 Plätzen gebaut werden 
müssen. Auch führt es zu einer direkten finanziellen Benachteiligung dieses 
Personenkreises. Denn durch fehlende Investitionskostenförderungen ist der 
finanzielle Anteil für die Unterkunftskosten entsprechend deutlich höher als 
in Einrichtungen für Menschen mit körperlicher oder kognitiver Behinderung. 
Dies betrifft insbesondere Selbstzahler*innen in den Einrichtungen.  
 
Wir wissen um den hohen Förderstau im Rahmen der staatlichen 
Investitionskostenförderung für Einrichtungen für Menschen mit 
Behinderung. Zusätzlich wurden aus diesem Budget teilweise die Mittel für 
die Förderung der Konversion von Komplexeinrichtungen entnommen. Nach 
unseren aktuellen Informationen sollen zusätzlich noch die Einrichtungen, 
die bisher unter § 30 SchwbAV über die Ausgleichsabgaben gefördert 
wurden, hier einbezogen werden. Dafür sollen die bisherigen Fördermittel 
um nur eine Million Euro aufgestockt werden.  
 
Wir sehen im Ausschluss von Menschen mit seelischer Behinderung einen 
klaren Verstoß gegen die Verpflichtungen auch des Freistaates Bayern nach 
der UN-Behindertenrechtskonvention. Wir fordern dazu auf, diese 
Ungleichbehandlung von Menschen mit seelischer Behinderung jetzt zu 
beenden.  
 
Bei Rückfragen steht Ihnen der Unterzeichner und die Referentin des AWO 
Landesverbandes Bayern für den Bereich Sozialpsychiatrie Frau Stefanie 
Kalla gerne zur Verfügung (stefanie.kalla@awo-bayern.de). 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
 
 
Prof. Dr. iur. Thomas Beyer, ehem. MdL 
Landesvorsitzender 

 


